
Satzung der Lebendspendekommission der ÄKB 
 

 

 
 
 
 
 
 

4.6 Satzung der Lebendspendekommission der Ärztekammer Berlin 
 
vom 13. Oktober 1999, die zuletzt durch den 1. Nachtrag vom 11. November 2009 
(ABl. S. 2713) geändert worden ist

 
 

I. Grundlagen und Aufgaben 
 

§ 1 
Lebendspendekommission 

 
Die Ärztekammer Berlin errichtet eine Kommissi-
on, die nach § 8 Abs. 3 Satz 2 des Transplantati-
onsgesetzes (TPG) die Aufgabe hat, vor der Ent-
nahme von Organen einer lebenden Person gutacht-
lich dazu Stellung zu nehmen, ob begründete tat-
sächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die 
Einwilligung in die Organspende nicht freiwillig 
erfolgt oder das Organ Gegenstand verbotenen 
Handeltreibens nach § 17 TPG ist. Die Kommission 
führt die Bezeichnung „Lebendspendekommission 
der Ärztekammer Berlin“. 
 
 

§ 2 
Kooperation mit der Landesärztekammer 

Brandenburg 
 

Der Vorstand der Ärztekammer Berlin kann mit der 
Landesärztekammer Brandenburg eine Vereinba-
rung über die Bildung einer gemeinsamen Kom-
mission nach § 1 für die im Transplantationsver-
bund verbundenen Länder Berlin und Brandenburg 
schließen. Die Vereinbarung kann von dieser Sat-
zung abweichende Regelungen über die Bezeich-
nung der Kommission, die Berufung und Abberu-
fung der Mitglieder und deren Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter, ihre Entschädigung sowie die 
Wahl der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden tref-
fen. 
 
 

§ 3  
Rechte und Pflichten der Kommissionsmitglie-

der 
 
(1) Die Mitglieder der Kommission sind bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgabe nach § 1 Satz 1 
unabhängig und an Weisungen nicht gebun-
den. 

 
(2) Die Mitglieder der Kommission haben ihre 

Tätigkeit gewissenhaft und unparteiisch aus-
zuüben. Sie haben, auch nach Beendigung ih-
rer Tätigkeit, über die ihnen dabei bekannt 
gewordenen Angelegenheiten Verschwiegen-

heit zu wahren. Bei der Übernahme ihrer Auf-
gabe sind die Mitglieder der Kommission zur 
gewissenhaften und unparteiischen Tätigkeit 
sowie zur Verschwiegenheit, insbesondere zur 
Einhaltung des Offenbarungsverbots nach 
§ 12 Absatz 1, besonders zu verpflichten. Die 
Verpflichtung ist aktenkundig zu machen. 

 
 
 

II. Aufbau und Organisation 
 

§ 4 
Mitglieder 

 
(1) Die Kommission besteht aus 
 

1. einer Ärztin oder einem Arzt, 
 
2. einer Person mit der Befähigung zum 

Richteramt und 
 
3. einer in psychologischen Fragen erfahre-

nen Person. 
 
 Für jedes Kommissionsmitglied werden min-

destens zwei Stellvertreterinnen oder Stellver-
treter berufen. 

 
(2) Als Mitglied oder stellvertretendes Mitglied 

darf nicht berufen werden, wer 
 

1. als Ärztin oder Arzt an der Entnahme oder 
Übertragung von Organen beteiligt ist, 

 
2. Weisungen einer Ärztin oder eines Arztes 

untersteht, die oder der an solchen Maß-
nahmen beteiligt ist oder 

 
3. aus sonstigen Gründen, insbesondere we-

gen Unzuverlässigkeit oder Unwürdigkeit 
aufgrund einschlägiger Vorstrafen, Ver-
mögensverfall, Schwäche der geistigen 
oder körperlichen Kräfte, für die Wahr-
nehmung der Kommissionstätigkeit unge-
eignet erscheint. 
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(3) Die Mitglieder der Kommission und ihre 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden 
vom Vorstand der Ärztekammer Berlin im 
Einvernehmen mit der Aufsichtsbehörde für 
die Dauer von 5 Jahren berufen. Nach Ablauf 
der Amtsperiode bleiben sie bis zur Neuberu-
fung der Kommission und ihrer Stellvertrete-
rinnen und Stellvertreter im Amt. Eine erneute 
Berufung ist zulässig. Für ausgeschiedene 
Mitglieder und deren Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter findet eine Nachberufung für die 
verbleibende Dauer der Amtszeit statt. 

 
(4) Die Besetzung der Lebendspendekommission 

wird im Amtsblatt für Berlin veröffentlicht. 
 
(5) Lagen die Voraussetzungen für die Berufung 

nach Absatz 1 und 2 nicht vor oder sind sie 
nachträglich weggefallen, so hat der Vorstand 
der Ärztekammer Berlin die entsprechende 
Person abzuberufen. Eine Abberufung hat 
auch zu erfolgen, wenn das Kommissionsmit-
glied seine Pflichten gröblich verletzt hat. 
Sind hinreichende Anhaltspunkte für eine Ab-
berufung gegeben, kann der Vorstand die 
Teilnahme an den Kommissionssitzungen vor-
läufig untersagen. 

 
(6) Die Mitglieder der Kommission wählen die 

Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie die 
erste und die zweite stellvertretende Vorsit-
zende oder den ersten und den zweiten stell-
vertretenden Vorsitzenden mit einfacher 
Mehrheit. 

 
(7) Ist ein Kommissionsmitglied an der Teilnah-

me an der Sitzung verhindert, wird es durch 
eine seiner Stellvertreterinnen oder einen sei-
ner Stellvertreter vertreten. Die Stellvertrete-
rinnen oder Stellvertreter sollen abwechselnd 
eingesetzt werden. 

 
(8) Sind sowohl die oder der Vorsitzende der 

Kommission als auch die oder der erste und 
zweite stellvertretende Vorsitzende an der Sit-
zungsteilnahme verhindert, so werden die 
Aufgaben der oder des Vorsitzenden der 
Kommission von dem stellvertretenden 
Kommissionsmitglied wahrgenommen, wel-
ches in seiner beruflichen Qualifikation der 
oder dem Kommissionsvorsitzenden ent-
spricht. 

 
 
 
 
 
 

§ 5  
Geschäftsführung 

 
(1) Die Geschäftsführung der Kommission liegt 

bei der Ärztekammer Berlin. Sie führt die lau-
fenden Geschäfte der Kommission und betreut 
deren Mitglieder (Geschäftsstelle). 

 
(2) Zur Geschäftsführung gehören die in dieser 

Satzung ausdrücklich geregelten sowie insbe-
sondere folgende Aufgaben: 

 
1. Entgegennahme, Öffnung und Registrie-

rung von an die Lebendspendekommission 
sowie Mitglieder der Kommission adres-
sierten Posteingängen - insbesondere An-
trägen -, formelle Prüfung auf Vollstän-
digkeit und Nachforderung von Unterlagen 
sowie Weiterleitung der Unterlagen an die 
Mitglieder der Kommission; 

 
2. Einladung der Ausschussmitglieder im 

Einvernehmen mit der oder dem Vorsit-
zenden, Vorbereitung der Kommissionssit-
zung, Ausfertigung des Sitzungsprotokolls 
nach den Vorgaben der oder des Vorsit-
zenden, Vorbereitung und Versendung des 
Gutachtens der Kommission; 

 
3. Abrechnung der Aufwandsentschädigun-

gen gegenüber den Mitgliedern der Kom-
mission sowie Abrechnung der Vergütun-
gen und Entschädigungen beigezogener 
Sachverständiger, Gutachterinnen und 
Gutachter, Dolmetscherinnen und Dolmet-
scher, Zeuginnen und Zeugen; 

 
4. Statistische Erhebungen und Auswertun-

gen über die durchgeführten Begutach-
tungsverfahren. 

 
 
 

III. Verfahren 
 

§ 6 
Antrag 

 
(1) Die Kommission wird auf Antrag der Einrich-

tung tätig, in der das Organ entnommen wer-
den soll. 
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(2) Der Antrag ist nur wirksam, wenn er von der 
Organspenderin oder vom Organspender vor 
Eingang bei der Kommission unterschrieben 
worden ist und die antragstellende Einrichtung 
das Vorliegen der übrigen Voraussetzungen 
nach § 8 TPG schriftlich bestätigt. Dem An-
trag sind folgende Unterlagen beizufügen, um 
das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 8 
TPG glaubhaft zu machen: 

 
1. Dokumente, aus denen sich die Volljährig-

keit der Organspenderin oder des Organ-
spenders ergibt, 

 
2. Niederschrift über die Aufklärung und die 

Einwilligungserklärung der Organspende-
rin oder des Organspenders nach § 8 
Abs. 2 TPG, 

 
3. Stellungnahme dazu, ob die Person nach 

ärztlicher Beurteilung als Organspenderin 
oder Organspender geeignet ist und vor-
aussichtlich nicht über das Operationsrisi-
ko hinaus gefährdet oder über die unmit-
telbaren Folgen der Entnahme hinaus ge-
sundheitlich schwer beeinträchtigt wird, 

 
4. Stellungnahme dazu, ob die Übertragung 

des Organs auf die vorgesehene Empfän-
gerin oder den vorgesehenen Empfänger 
nach ärztlicher Beurteilung geeignet ist, 
das Leben dieses Menschen zu erhalten 
oder bei ihr oder ihm eine schwerwiegende 
Krankheit zu heilen, ihre Verschlimme-
rung zu verhüten oder ihre Beschwerden 
zu lindern und 

 
5. Sozialanamnese, aus der sich auch die 

verwandtschaftlichen und / oder persönli-
chen Beziehungen der Spenderin oder des 
Spenders zur Empfängerin oder zum Emp-
fänger ergeben. 

 
 Die Kommission kann von der antragstellen-

den Einrichtung ergänzende Unterlagen, An-
gaben oder Begründungen verlangen. 

 
(3) Der Antrag bedarf der Schriftform. Er ist in 

deutscher Sprache und in vierfacher Ausferti-
gung vorzulegen. 

 
(4) Entspricht der Antrag nicht den Formerforder-

nissen, so teilt die Geschäftsstelle der Kom-
mission dies der antragstellenden Einrichtung 
unverzüglich mit und weist darauf hin, dass 
der Antrag grundsätzlich erst nach Behebung 
des Mangels bearbeitet wird. 

 

(5) Nach Eingang der vollständigen Antragsunter-
lagen soll die Bearbeitung durch die Kommis-
sion unverzüglich, der Dringlichkeit der 
Transplantation entsprechend, erfolgen. 

 
 

§ 7 
Sitzungen 

 
(1) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende eröff-

net, leitet und schließt die Sitzung. Die Vorsit-
zende oder der Vorsitzende veranlasst die er-
forderlichen Ladungen, die Abfassung des 
Protokolls und die Bekanntmachung der gut-
achtlichen Stellungnahmen. 

 
(2) Die Sitzungen der Kommission finden in von 

der Ärztekammer Berlin bereitgestellten 
Räumlichkeiten statt. Die Vorsitzende oder 
der Vorsitzende kann in Ausnahmefällen ei-
nen abweichenden Sitzungsort bestimmen. 

 
(3) Die Sitzungen der Kommission sind nicht 

öffentlich. 
 
(4) Die Kommission soll die Organspenderin oder 

den Organspender persönlich anhören. Sie 
kann Zeuginnen oder Zeugen und Sachver-
ständige sowie in begründeten Einzelfällen die 
Organempfängerin oder den Organempfänger 
anhören. 

 
(5) Über jede Sitzung ist ein Protokoll mit den 

wesentlichen Ergebnissen der Verhandlungen 
anzufertigen. 

 
 

§ 8 
Beschlussfassung 

 
(1) Die Kommission ist nur beschlussfähig, wenn 

alle Kommissionsmitglieder, oder im Falle der 
Verhinderung eines Kommissionsmitgliedes 
dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter, bei 
der Sitzung anwesend sind. 

 
(2) Die Kommission strebt über die abzugebende 

gutachterliche Stellungnahme einen Konsens 
an. Auch bei nur einer Gegenstimme ist eine 
ablehnende Stellungnahme abzugeben. 

 
(3) Die gutachterliche Stellungnahme ist schrift-

lich zu begründen und der antragstellenden 
Einrichtung bekannt zu geben. 

 
(4) Rechtsbehelfe sind gegen die gutachterliche 

Stellungnahme nicht gegeben. 
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§ 9 
Kosten 

 
(1) Für die Erhebung von Kosten (Gebühren und 

Auslagen) für die Tätigkeit der Kommission 
nach § 1 gilt die Gebührenordnung der Ärzte-
kammer Berlin, soweit die nachfolgenden 
Vorschriften nichts Abweichendes bestimmen. 

 
(2) Die antragstellende Einrichtung trägt die Kos-

ten des Verfahrens. Die Kostenübernahme ist 
mit der Antragstellung schriftlich zu erklären. 
Die Ärztekammer Berlin kann einen Vor-
schuss bis zur vollen Gebühr als Vorausset-
zung für das Tätigwerden der Kommission 
verlangen. In diesem Fall ist die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller unverzüglich darauf 
hinzuweisen, dass eine Bearbeitung des An-
trages erst erfolgt, wenn die Zahlung nachge-
wiesen ist. 

 
 

§ 10 
Entschädigung und Vergütung 

 
(1) Mitglieder der Kommission und ihre Stellver-

treter erhalten für die Teilnahme an einer Sit-
zung eine Entschädigung nach Maßgabe der 
allgemeinen Entschädigungsregelung der Ärz-
tekammer Berlin.  

 
(2) Von der Kommission beigezogene Sachver-

ständige, Gutachterinnen und Gutachter, Dol-
metscherinnen und Dolmetscher, Zeuginnen 
und Zeugen werden nach Maßgabe des Justiz-
vergütungs- und -entschädigungsgesetzes vom 
5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), das zuletzt 
durch das Gesetz vom 30. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2449) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung vergütet oder entschädigt.  

 
(3) Organspender sowie Organempfänger wer-

den nicht entschädigt. 
 
 
 

IV. Dokumentation, Datenschutz, Aufbewah-
rung und Löschung 

 
§ 11 

Dokumentation  
 

Zu jedem Begutachtungsverfahren werden Akten 
geführt. Hierzu werden die von der Ärztekammer 
Berlin vorgegebenen elektronischen oder nicht-
elektronischen Verfahren angewendet und zur Ver-
fügung gestellte Formulare verwendet. In den Ak-
ten werden der gesamte zum Begutachtungsverfah-

ren geführte Schriftverkehr sowie die Ergebnisse 
der Begutachtungen festgehalten. Die Akten sind so 
zu führen, dass die dort dokumentierten Sachver-
halte und Vorgänge jederzeit nachvollzogen werden 
können. 
 
 

§ 12 
Datenschutz 

 
(1) Die Kommissionsmitglieder sowie die Mitar-

beiter und Vertreter der Ärztekammer Berlin 
dürfen personenbezogene Daten der Organ-
spender und der Organempfänger nicht offen-
baren. Die für die Durchführung der Begut-
achtungsverfahren erhobenen personenbezo-
genen Daten dürfen für andere Zwecke nicht 
verarbeitet oder genutzt werden. Sie dürfen für 
gerichtliche Verfahren verarbeitet und genutzt 
werden, deren Gegenstand die Verletzung des 
Offenbarungsverbots nach Satz 1 ist.  

 
(2) Der Vorstand der Ärztekammer Berlin hat 

technische und organisatorische Maßnahmen 
zu treffen, damit die Daten gegen unbefugtes 
Hinzufügen, Löschen oder Verändern ge-
schützt sind und keine unbefugte Weitergabe 
erfolgt. Die Mitglieder der Kommission haben 
nach Abschluss eines Begutachtungsverfah-
rens sowie auf Anforderung der Geschäftsstel-
le die Ihnen zur Durchführung des Verfahrens 
überlassenen Aktenexemplare der Geschäfts-
stelle zur datenschutzgerechten Vernichtung 
zu übergeben. 

 
 

§ 13 
Aufbewahrung und Löschung 

 
Die Aufzeichnungen zur gutachtlichen Stellung-
nahme sind mindestens zehn Jahre aufzubewahren. 
Die in diesen Aufzeichnungen enthaltenen perso-
nenbezogenen Daten sind spätestens bis zum Ab-
lauf eines weiteren Jahres zu löschen.  
 

 
§ 14 

In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt für Berlin in Kraft. 
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